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ALS ÖRTLICHE ORDNUNGSBEHÖRDE 

ÖFFENTLICHE SICHERHEIT UND ORDNUNG 
ORDNUNG UND VERKEHR 
      

 

 

Allgemeinverfügung 

zur Auflösung der Waldbesetzung 

„Banny Runde Zwei – Der Spuk ist nie vorbei“ 

im Langener Stadtwald 

 

 

1. Die „Waldbesetzung“ unter dem Motto „Banny Runde Zwei – Der Spuk ist nie vorbei“ im 

Langener Stadtwald wird aufgelöst. 

 

2. Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung. 

 

3. Personen, die gegen Ziffer 1 verstoßen, wird die Entfernung unter Anwendung unmittel-

baren Zwangs angedroht. 

 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt am auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden Tag als 

öffentlich bekannt gegeben. 

 

5. Diese Allgemeinverfügung gilt auf unbestimmte Zeit bis auf Widerruf. 

 

Begründung 

 

I. Sachverhalt 

 

Nachdem das 2024 von der Gruppierung „Wald statt Asphalt“ errichtete „Protestcamp“ un-

ter dem Motto: „Jetzt langt’s! Banny bleibt!“ im November 2025 aufgelöst und geräumt 

wurde, erhielt die örtliche Ordnungsbehörde der Stadt Langen (Hessen) am Dienstag, 

19.05.2026 gegen ca. 16:00 Uhr, Kenntnis über eine erneute „Besetzung“ des Langener 

Stadtwaldes. Online konnte ein entsprechender Aufruf ausfindig gemacht werden. Eine An-

zeige als öffentliche Versammlung gegenüber der Versammlungsbehörde erfolgte nicht. 

Auch liegt eine Zustimmung der Stadt Langen (Hessen) als Waldbesitzerin nicht vor. 

 

Bei der Kontrolle vor Ort durch die Polizei konnte die Errichtung einer Plattform auf ca. 3 m 

Höhe und eine Nebenkonstruktion festgestellt werden. Diese befanden sich westlich des 

Waldstücks, welches im November 2025 geräumt und gerodet wurde. Die vermummten Ak-

tivisten verkündeten bereits: „Als nächstes bauen wir ein Dach“ und „Wir kommen hier 

nicht mehr freiwillig runter“ (Offenbach-Post vom 21.05.2026, S. 33, abrufbar unter: 

https://www.op-online.de/region/langen/kommen-hier-nicht-mehr-freiwillig-runter-aktivis-

ten-errichten-neues-protestcamp-im-langener-stadtwald-94315422.html).  

 

Die Erfahrung durch die Waldbesetzung 2024/2025 unter dem Motto „Jetzt langt’s! Banny 

bleibt!“ hat gezeigt, dass diese überwiegend von überregional tätigen Aktivisten getragene 

Veranstaltung vorwiegend einen „Eventcharakter“ hat, bei dem es um das Ausprobieren al-

ternativer Lebensformen unter bewusster Missachtung staatlicher Normen geht. Der Kund-

gebungscharakter ist demgegenüber nur von untergeordneter Bedeutung und erscheint 

vorgeschoben, um die Freiräume des Versammlungsrechts ausschöpfen zu können. Bereits 
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damals hielten sich die „Versammlungsteilnehmenden“ nicht an die Beschränkungen der All-

gemeinverfügung vom 31.07.2024 (abrufbar unter: https://www.langen.de/datei/anzei-

gen/id/277764,1018/allgemeinverf_gung_protestcamp_im_langener_bannwald.pdf), so 

dass das seinerzeit errichtete „Protestcamp“ aufgelöst werden musste (Allgemeinverfügung 

vom 20.10.2025, abrufbar unter: https://www.langen.de/datei/anzei-

gen/id/317095,1018/allgemeinverf_gung_banny_22102025.pdf). 

 

Da nicht hingenommen werden kann, dass unter dem Deckmantel des Grundrechts auf Ver-

sammlungsfreiheit über einen längeren Zeitraum bewusst Normen missachtet und dieses 

dazu missbraucht wird eine Wohnbebauung im Langener Stadtwald im Widerspruch zu den 

Normen des öffentlichen Baurechts zu errichten und damit den der Allgemeinheit zum 

Zweck der Erholung öffentlich zugänglichen Wald (§ 15 Hessisches Waldgesetz - HWaldG) 

zu entziehen, verfügte die Versammlungsbehörde bereits am 21.05.2026 mündlich die Auf-

lösung der Waldbesetzung und beseitigte die errichtete Plattform. 

 

Es konnte im Zuge von polizeilichen Kontrollmaßnahmen bereits Personenidentität zwischen 

der Besetzung 2024/2025 und der aktuellen festgestellt werden. Darüber hinaus werden 

teilweise identische Social-Media-Kanäle genutzt, wobei zudem einzelne der dort veröffent-

lichten Beiträge ebenfalls auf einen zumindest teilidentischen Personenkreis hindeuten. So 

wurde beispielsweise am 31.05.2026, um 15:27 Uhr, im „Banny Bleibt Ticker“ ein Bild von 

dem 2024/2025 besetzten und im November 2025 gerodeten Waldstück veröffentlicht und 

wie folgt kommentiert: „damit unser geliebtes Waldstück nicht auch bald so aussieht wie 

unser zuhause der letzten 2 jahre...“ Die vorliegenden Erkenntnisse stellen tatsächliche An-

haltspunkte dar, dass es sich um einen teilidentischen Personenkreis handelt, was wiede-

rum in gewissem Umfang auf zu erwartende Parallelen (z.B. Verhalten, Bau von Strukturen, 

Straftaten, Ordnungswidrigkeiten) zwischen den beiden Besetzungen schließen lässt. 

 

Aufgrund des identischen Personenkreises, der Nutzung derselben Informationskanäle 

(„Banny bleibt Ticker“), der identischen Vorgehensweise beginnend mit dem Bau einer 

Plattform, des provokanten Mottos „Banny Runde Zwei – Der Spuk ist nie vorbei“, sowie der 

Ankündigung, nicht freiwillig gehen zu wollen, steht für die Versammlungsbehörde fest, 

dass es sich bei der „Waldbesetzung“ quasi um die Fortsetzung des 2025 aufgelösten „Pro-

testcamps“ an anderer Stelle handelt. 

 

Während der letzten Besetzung des Langener Stadtwaldes in den Jahren 2024/2025 konn-

ten durchschnittlich 20 Personen festgestellt werden, wobei immer wieder personelle Fluk-

tuationen zu verzeichnen waren. Anlassbezogen konnten zum Teil Personalien der Besetzer 

erhoben werden. 

 

Es konnten rund 40 Straftaten, darunter u.a. Nötigung, Sachbeschädigung, Hausfriedens-

bruch, Diebstahl, Beleidigung, Brandstiftung, tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte o-

der die öffentliche Aufforderung zu Straftaten verzeichnet werden, die sich im Wesentlichen 

im Bereich des besetzten, rodungsbedrohten Waldstücks, zum Teil auch am oder auf dem 

direkt angrenzenden Betriebsgelände der Firma Sehring ereigneten und nach verständiger 

Betrachtung überwiegend den Aktivisten im dortigen Protestcamp zuzuordnen sind, wenn-

gleich in den meisten Fällen kein konkreter Tatverdächtiger ermittelt werden konnte. 

 

Darüber hinaus konnten auf den Social-Media-Kanälen der Besetzer Beiträge festgestellt 

werden, die offenes Feuer während der Sommerperiode (Juli/August) zeigen. Des Weiteren 

konnte ein Drohnenflug nachvollzogen werden, der aufgrund der Nähe zum Frankfurter 

https://www.langen.de/datei/anzeigen/id/277764,1018/allgemeinverf_gung_protestcamp_im_langener_bannwald.pdf
https://www.langen.de/datei/anzeigen/id/277764,1018/allgemeinverf_gung_protestcamp_im_langener_bannwald.pdf
https://www.langen.de/datei/anzeigen/id/317095,1018/allgemeinverf_gung_banny_22102025.pdf
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Flughafen und fehlender Genehmigung eine Ordnungswidrigkeit darstellte. Außerdem konn-

ten immer wieder Fahrzeuge im Bereich des besetzten Waldstücks festgestellt werden, die 

dort unrechtmäßig geparkt wurden und mutmaßlich der Anlieferung von Lebensmitteln, 

Baumaterialien und ähnlichem dienten. 

 

Im Zuge der Räumung des Protestcamps im November 2025 konnten insgesamt sechs Per-

sonen auf vier Strukturen festgestellt werden, von denen sich eine Person mit einer Kette 

und Eisenstange an einem Baum befestigt hatte (Lock-On). Darüber hinaus befanden sich 

10-15 Personen an der nahegelegenen Mahnwache. Die Räumung verlief insgesamt friedlich 

und störungsfrei. 

 

Am 22.05.2026 wurde eine Allgemeinverfügung öffentlich bekanntgegeben, welche die am 

Tag zuvor mündlich verfügte Auflösung der Waldbesetzung und Beseitigung der errichteten 

Plattform wiederholt (abrufbar unter: https://www.langen.de/datei/anzei-

gen/id/333615,1018/allgemeinverfuegung_waldbesetzung_banny_runde_zwei.pdf).  

 

Hiergegen wurde ein Eilantrag beim Verwaltungsgericht Darmstadt gestellt. Mit Beschluss 

vom 21.05.2026 (Az.: 3 L 1763/26.DA) ordnete das Gericht die aufschiebende Wirkung des 

Widerspruchs an bzw. stellte diese wieder her. 

 

Bereits nach dem erfolgreichen Eilantrag gegen die Allgemeinverfügung vom 21.05.2026 

war personeller Zulauf – etwa 25 bis 30 Personen – zu verzeichnen und es wurden seither 

auch schon neue Strukturen (Baumhäuser, Plattformen, Barrikaden) errichtet – sowohl im 

bodennahen Bereich als auch in großen Höhen (ca. 10 m). Über den „Banny bleibt Ticker“ 

wird zu Spenden für Bretter, Nägel, Schrauben, Winkel und Dachplanen aufgerufen (Stand: 

26.05.2026). Weiter heißt es „Wir müssen jetzt Power geben, bevor Stadt, Cops oder Seh-

ring reagieren kann! Banny bleibt besetzt!“. 

 

Auf den Waldwegen wurden Blockaden mit Baumstämmen und Ästen errichtet. Weiterhin 

wurden bauliche Barrikaden errichtet, welche mittels Verseilungen in großer Höhe beidseitig 

der Waldschneise in den Bäumen befestigt wurden (sog. „Bannyburger Tor“). 

 

Mit Allgemeinverfügung vom 12.06.2026 (abrufbar unter: https://www.langen.de/datei/an-

zeigen/id/335663,1018/bekanntmachung_allgemeinverf_gung_r_cknahme_zur_waldbeset-

zung.pdf) nahm die Versammlungsbehörde aufgrund des Beschlusses des Verwaltungsge-

richts Darmstadt die Allgemeinverfügung zur Waldbesetzung „Banny Runde Zwei - Der Spuk 

ist nie vorbei" im Langener Stadtwald vom 21.05.2026 gemäß § 48 Abs. 1 S. 1 Hessisches 

Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG) mit Wirkung für die Zukunft zurück und erließ 

gleichzeitig eine beschränkende Allgemeinverfügung (im Folgenden: Beschränkungsverfü-

gung vom 12.06.2026, abrufbar unter: https://www.langen.de/datei/anzei-

gen/id/335852,1018/bekanntmachung_allgemeinverf_gung_zur_waldbeset-

zung_banny_runde_zwei.pdf).  

 

Gegen eine ähnliche Beschränkungsverfügung, die zwar nicht die „Waldbesetzung“, aber 

eine diese unterstützende „Dauermahnwache“ betraf, wurde wiederum Eilrechtsschutz beim 

Verwaltungsgericht Darmstadt ersucht. Mit Beschluss vom 18.06.2026 (Az.: 2 L 

1972/26.DA) ordnete dieses die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs hinsichtlich ein-

zelner Beschränkungen an. Daraufhin erließ die Versammlungsbehörde am 29.06.2026 eine 

„Allgemeinverfügung zur Änderung der Allgemeinverfügung zur Beschränkung der Waldbe-

setzung „Banny Runde Zwei – Der Spuk ist nie vorbei“ im Langener Stadtwald“ (im Folgen-

https://www.langen.de/datei/anzeigen/id/333615,1018/allgemeinverfuegung_waldbesetzung_banny_runde_zwei.pdf
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den: Änderungsverfügung vom 26.06.2026, abrufbar unter: https://www.langen.de/da-

tei/anzeigen/id/337021,1018/bekanntmachung_nderung_allgemeinverf_gung_be-

schr_nkung_260626.pdf), in welcher die beschränkende Allgemeinverfügung vom 

12.06.2026 den Forderungen des Verwaltungsgerichts Darmstadt entsprechend angepasst 

wurden. Zudem wurden Forderungen des Veterinäramtes des Kreises Offenbach verfügt. 

 

In der Folge wurde die Einhaltung der Beschränkungen durch die Versammlungsbehörde 

mehrfach überprüft. 

 

Am 30.06.2026 wurden folgende Verstöße festgestellt: 

 

Die Waldwege waren durch Barrikaden versperrt und zum Teil überseilt, weshalb diese für 

Fahrzeuge unpassierbar waren. Die Waldbesetzung konnte daher nur fußläufig erreicht wer-

den. Insgesamt wurden 12 Personen angetroffen, wovon sich vier, zeitweise bis zu sieben, 

auf der Hauptstruktur („Basecamp“) aufhielten. Mindestens die Hälfte der angetroffenen 

Personen waren dauerhaft oder zeitweise vermummt. Es wurden sechs Baumhäuser bzw. 

Plattformen sowie zwei Unterstände festgestellt. Auf der Hauptstruktur/„Küchen-“ und Auf-

enthaltsbereich konnten ca. sechs Personen festgestellt werden, welche diese bekletterten. 

Eine Versammlungsleitung konnte auch auf Nachfrage nicht benannt werden. Es konnte an-

hand frischer Schnittstellen festgestellt werden, dass mehrere Bäume gefällt wurden. 

Baumstämme wurden zum Errichten von Baumhäusern benutzt und weitere bereits von der 

Rinde befreit. Es wurden „Aschenbecher“ mit abgebrannten Zigaretten und „Joints“ sowie 

eine selbstgebaute „Bong“/Wasserpfeife aufgefunden. Eine vermummte Versammlungsteil-

nehmende musste zur Einhaltung des Rauchverbots ermahnt werden, da sie eine Zigarette 

drehte und im Inbegriff war diese zu rauchen. Zwei Feuerzeuge sowie verkohltes Holz lagen 

auf dem Waldboden. Zudem wurden ein Gasgrill mit angeschlossener Gasflasche, mehrere 

Gas- und Campingkocher sowie ein Sack Holzkohle (zum Grillen) festgestellt. Es konnten 

Töpfe und Pfannen mit Rußanhaftungen aufgefunden werden. Weiter wurden Ersatzkartu-

schen für die Campingkocher und zwei Kanister mit Treibstoffresten (Benzin oder Diesel) 

aufgefunden. Im Bereich der Müllsammelstelle konnte eine (unbenutzte) Feuerwerksbatte-

rie sowie abgebrannte bengalische Fackeln aufgefunden werden. Hingegen konnten lediglich 

drei Feuerlöscher im Bereich der Hauptstruktur festgestellt werden, welche zudem „abge-

laufen“ waren. In den Zelten konnten keine Feuerlöscher festgestellt werden, da die anwe-

senden Personen nicht bereit waren diese zu öffnen. 

 

Im Bereich der Hauptstruktur lagen kistenweise offengelagertes Obst und Gemüse auf dem 

Waldboden. Auch konnten offenstehende Töpfe mit Lebensmittelresten und ein Eimer mit 

Lebensmittelabfällen aufgefunden werden. Zusätzlich befanden sich in Bodennähe verarbei-

tete und zubereitete Lebensmittel und Lebensmittelreste/Abfälle. Auch an anderen kleineren 

Strukturen konnten Lebensmittelreste sowie offene Lebensmittel vorgefunden werden. 

 

Weiterhin konnten Bauzaunelemente vorgefunden werden, welche an die Rückseite der 

Hauptstruktur angelehnt waren. Die Herkunft ist unbekannt. Zudem konnten offensichtlich 

entwendete Schilder und Zaunelemente der Firma Sehring aufgefunden werden. 

 

In der Waldabteilung 35 wurde eine „Toilette“ errichtet. Hierfür wurde ein abgesägter und 

entwendeter Jägerstand so umgebaut, sodass von diesem herab in ein Erdloch die Notdurft 

verrichtet werden kann. Ein standfester, flüssigkeitsundurchlässiger Sammelbehälter wurde 

nicht errichtet. Der Weg zum „Klo“ ist ausgeschildert und an der „Toilette“ lag ein Schild mit 

der Aufschrift „BITTE SAND AUF DIE KAKE WERFEN, WEGEN DEN FLIEGEN“. 

 

https://www.langen.de/datei/anzeigen/id/337021,1018/bekanntmachung_nderung_allgemeinverf_gung_beschr_nkung_260626.pdf
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Es wurden Materialansammlungen (Holzbretter o.ä.) festgestellt, aus welchen Nägeln oder 

Schrauben herausragten. Auch lag Werkzeug (u.a. Säge, Brecheisen) offen herum. 

 

In der Folge ließ die Versammlungsbehörde die errichteten Barrikaden und Verseilungen 

über den Waldwegen beseitigen. Seile, welche auf Schienbeinhöhe mit Holzpflöcken in den 

Boden im Bereich der Waldabteilung 43 geschlagen waren und eine Stolpergefahr darstell-

ten, wurden entfernt sowie eine Rolle Stacheldraht, welcher an einem der verseilten Bäume 

lag, entsorgt. Grill, Gaskocher, Gaskartuschen, Grillkohle, Feuerwerkskörper wurden teil-

weise entsorgt und teilweise (u.a. Grill + Gasflasche) als Fundsachen dem Fundbüro zuge-

führt. Beschilderung und Zaunelemente, welche seitens der Firma Sehring als gestohlen ge-

meldet wurden, wurden aus dem Bereich der Besetzung entfernt und verwahrt. Ebenfalls 

wurden die Bauzaunelemente entfernt. 

 

In Bezug auf die Verstöße gegen die Beschränkungen Nr. 7 der Allgemeinverfügung vom 

12.06.2026 und Nr. 5 der Allgemeinverfügung zur Änderung der Allgemeinverfügung vom 

26.06.2026 wurde den Versammlungsteilnehmenden eine Frist von 24 Stunden zur Nach-

besserung gewährt und ausgesprochen. 

 

Die Versammlungsteilnehmenden wurden auf die Verstöße gegen das Vermummungsverbot 

sowie das Betretungsverbot der Bauten hingewiesen und zur Einhaltung ermahnt. In diesem 

Zuge wurden die Versammlungsteilnehmenden darauf hingewiesen, dass Planentwürfe so-

wie Standfestigkeitsnachweise innerhalb der nächsten vier Wochen eingereicht werden 

müssen, sofern eine Befreiung vom Betretungsverbot angestrebt wird. 

 

Am 03.07.2026 wurden folgende Verstöße festgestellt: 

 

Es konnte anfänglich eine vermummte Person auf einer Struktur („Basecamp“) festgestellt 

werden, beim Begehen der umliegenden Strukturen konnten zwei weitere Personen festge-

stellt werden. Eine der Personen war vermummt und kam der Aufforderung, die Vermum-

mung abzulegen, nicht nach. Erst als eine direkte Ansprache zwecks Personalienfeststellung 

durch die Polizei erfolgte, kam die Person der Aufforderung nach und zog ihren Schlauch-

schal aus dem Gesicht. In Summe wurden vier Personen im Bereich der Besetzung festge-

stellt. Zwei Personen verstießen gegen das Vermummungsverbot, eine Person dauerhaft. 

 

Eine Versammlungsleitung wurde weiterhin nicht benannt. 

 

Im Bereich der Hauptstruktur wurde eine Feuerstelle festgestellt, wobei der Bereich lediglich 

von Laub befreit wurde. Neben der Feuerstelle, welche mittels Wärmebildkamera überprüft 

wurde und noch Restwärme aufwies, konnten mit Ruß behaftete Töpfe und Pfannen festge-

stellt werden. Bereits am Abend des 02.07.2026 wurde die örtliche Feuerwehr alarmiert und 

konnte ein Lagerfeuer im Bereich des Protestcamps vorfinden. Das Feuer wurde durch die 

Feuerwehr nach mehrmaligem Einwirken auf die Versammlungs-teilnehmenden gelöscht.  

 

Auch wurde im Bereich der Hauptstruktur im Obergeschoss ein betriebsbereiter Camping-

kocher mit mehreren Gaswechselkartuschen aufgefunden. 

 

Beim weiteren Begehen der Splittersiedlungen der Besetzung konnten in mehreren Berei-

chen Konsumwaren in Form von Tabak, Filtern und weiteres „Drehzeug“ vorgefunden wer-

den. Zusätzlich wurden Aschenbecher aufgefunden, welche voll von Stummeln von Rauch-

waren waren. 
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In den Zelten konnten weiterhin keine Feuerlöscher festgestellt werden, da die anwesenden 

Personen nicht bereit waren diese zu öffnen. 

 

Auch lagen Lebensmittel und Lebensmittelabfälle offen herum.  

 

Trotz der Aufforderung bei der vorangegangenen Überprüfung, die vernagelten Bretter und 

Baumaterialen so zu lagern, dass diese keine Gefahr für Dritte und Wildtiere darstellen, 

konnten in mehreren Bereichen Bretter und Holzlatten mit herausstehenden Nägeln festge-

stellt werden, welche teilweise auf Wegen lagen. 

 

Ein standfester, flüssigkeitsundurchlässiger Sammelbehälter für Abwasser und Fäkalien 

wurde weiterhin nicht errichtet. Durch eine Person, welche sich auf der Hauptstruktur auf-

hielt, wurde während der Begehung ein Eimer mit Fäkalien von der Struktur geworfen, so-

dass sich der Inhalt ausleerte und im Waldboden versickerte. Zudem griff die Person trotz 

Warnung der Polizei einen Mitarbeiter der Versammlungsbehörde an, in dem sie ihn mit Urin 

aus einer großen Wasserspritzpistole bespritzte. Die Kleidung des Mitarbeiters wurde 

dadurch verunreinigt (vgl. https://www.op-online.de/-94381980.html; 

https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/region-und-hessen/langen-urin-bei-protest-im-

stadtwald-verspritzt-accg-200997859.html).  

 

In der Folge wurden Rauchwaren, Gaskocher, Kochgeschirr etc. sichergestellt und teilweise 

direkt verwertet. Bretter mit herausstehenden Nägeln wurden sichergestellt und direkt ver-

wertet (entsorgt). Offen gelagerte Lebensmittel wurden sichergestellt und entsorgt. Die ver-

mummte Person, welche den Mitarbeiter der Versammlungsbehörde mit Urin abgespritzt 

hatte, wurde durch das SEK gesichert. Deren Identität konnte im Nachgang allerdings nicht 

festgestellt werden. 

 

Am 06.07.2026 wurden folgende Verstöße festgestellt: 

 

Im Bereich der Hauptstruktur („Basecamp“) konnten zwei Personen festgestellt werden. 

Diese schliefen zunächst und reagierten nicht auf Ansprache. Sie vermummten sich umge-

hend und verließen die Hauptstruktur bis zum Ende der Begehung nicht mehr. Beim Bege-

hen der umliegenden Strukturen konnten vier weitere Personen am Boden sowie zwei ver-

mummte Personen auf hohen Strukturen festgestellt werden. In Summe wurden acht Per-

sonen festgestellt. Vier Personen (alle auf Strukturen) verstießen dauerhaft gegen das Ver-

mummungsverbot und ließen sich auch durch Ansprache nicht davon abbringen. 

 

Eine Versammlungsleitung wurde weiterhin nicht benannt. 

 

Verstöße gegen das Feuermachen im Wald sowie die Lagerung von Lebensmitteln und Ab-

fällen konnten erneut festgestellt werden. Weiterhin war die Errichtung einer Feuerstelle er-

kennbar, welche sich im Vergleich zur Begehung am 03.07.2026 verändert hatte und Rück-

schlüsse zur zwischenzeitlichen Nutzung zuließ. Neben der Feuerstelle stand eine Pfanne, 

welche offenbar zum Kochen genutzt wurde und im Bereich der Hauptstruktur konnte ein 

Wasserkessel mit starken Rußanhaftungen festgestellt werden. In der Hauptstruktur konnte 

ein weiterer Gaskocher aufgefunden werden. Beim weiteren Begehen der Splittersiedlungen 

konnten in mehreren Bereichen Rauchmittel in Form von Tabak, Filtern und weiteres „Dreh-

zeug“ vorgefunden werden. Zusätzlich wurden Aschenbecher aufgefunden, welche voll von 

Stummeln von Rauchwaren waren. Lebensmittel und Lebensmittelabfälle lagen offen 

herum. Unter der Hauptstruktur konnten weitere in nicht verschlossenen Behältern aufbe-

wahrte Lebensmittel aufgefunden werden. Auch konnten erneut offenstehende Töpfe, Teller 

https://www.op-online.de/-94381980.html
https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/region-und-hessen/langen-urin-bei-protest-im-stadtwald-verspritzt-accg-200997859.html
https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/region-und-hessen/langen-urin-bei-protest-im-stadtwald-verspritzt-accg-200997859.html
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und Pfannen mit Lebensmittelresten und ein Eimer mit Lebensmittelabfällen aufgefunden 

werden. 

 

Ebenfalls konnten erneut Bretter mit herausstehenden Nägeln und Schrauben vorgefunden 

werden. 

 

Ein standfester, flüssigkeitsundurchlässiger Sammelbehälter für Abwasser und Fäkalien 

wurde weiterhin nicht errichtet. Stattdessen wurde weiterhin das errichtete „Plumpsklo“ ge-

nutzt, in welches auch Obst „entsorgt“ wird. 

 

In den Zelten konnten weiterhin keine Feuerlöscher festgestellt werden, da die anwesenden 

Personen nicht bereit waren diese zu öffnen. 

 

In der Folge wurden Gaskocher, Kochgeschirr etc. sichergestellt und teilweise direkt ver-

wertet. Offen gelagerte Lebensmittel und Lebensmittelabfälle wurden sichergestellt und ent-

sorgt. Ein Kanister gefüllt mit „Pisse“ wurde aufgrund des Vorfall am 03.07.2026 sicherge-

stellt und verwertet. 

 

Die Versammlungsteilnehmenden wurden erneut darauf hingewiesen, dass die errichtete 

Toilette zu beseitigen ist und die bereits im Loch entsorgten Fäkalien an den örtlichen Ent-

sorgungsträger zu überlassen sind. Sie wurden erneut auf das Betretungsverbot für die 

Strukturen sowie das Vermummungsverbot hingewiesen. Weiterhin erfolgten Hinweise auf 

Lebensmittel und Abfalllagerung, die hohe Waldbrandgefahr und das Verbot von Feuer jegli-

cher Art im Wald sowie auf noch herausstehende Nägel in „Baumaterial“. 

 

Am 08.07.2026 wurden folgende Verstöße festgestellt: 

 

Im Bereich der Hauptstruktur („Basecamp“) konnten zwei bis drei Personen festgestellt 

werden. Diese schliefen zunächst und reagierten nicht auf Ansprache. Sie vermummten sich 

umgehend und verließen die Hauptstruktur bis zum Ende der Begehung nicht mehr. Insge-

samt wurden sechs Personen festgestellt. Drei Personen verstießen dauerhaft gegen das 

Vermummungsverbot und ließen sich auch durch Ansprache nicht davon abbringen. 

 

Eine Versammlungsleitung wurde weiterhin nicht benannt. 

 

Insgesamt fiel auf, dass der Bereich aufgeräumter wirkte bzw. keine Feuerstelle mehr er-

kennbar war und weniger Lebensmittelabfälle und Lebensmittel offen gelagert oder zugäng-

lich herumlagen. Baumaterialien waren ebenfalls aus dem bodennahen Bereich größtenteils 

entfernt und Holzlatten wurden überwiegend auf der Hauptstruktur gelagert, sodass keine 

vernagelten Bretter auf dem Boden zu finden waren. Festgestellt werden konnte allerdings, 

dass an der Hauptstruktur offenbar weiter gebaut wurde. Dies war erkennbar daran, dass 

auf der Rückseite begonnen wurde, mittels Holzlatten eine Wand zu errichten. Es konnten 

erneut nicht verschlossen gelagerte Lebensmittel gefunden werden. Im Bereich der Haupt-

struktur wurden Lebensmittel offen zugänglich in Waldbodennähe gelagert. Auch konnten 

erneut Töpfe, Teller und Pfannen mit Lebensmittelresten, welche nur mit einem „Teller“ als 

Deckel verschlossen waren und ein Eimer mit Lebensmittelabfällen aufgefunden werden. 

 

Die bekannte Toilettensituation stellte sich deutlich verändert dar. Die Grube war zuge-

schüttet und der Hochsitz lag umgestoßen auf der zugeschütteten Grube. Ein Aushub der 

Grube hatte offenbar nicht stattgefunden, da keine Entsorgung in verfügter Weise erfolgt 

war. Des Weiteren konnte eine neue „Toilette“ aufgefunden werden, welche ca. 50 m weiter 
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im Wald errichtet wurde. Schilder, welche zuvor an der „alten“ Toilette lagen, lagen nun ne-

ben der neu errichteten Toilette. Ein standfester, flüssigkeitsundurchlässiger Sammelbehäl-

ter für Abwasser und Fäkalien wurde weiterhin nicht errichtet. Das „Plumpsklo“ wurde ledig-

lich verlegt. Eine Entsorgung der Fäkalien fand nicht statt. 

 

Erstmalig konnte keine Feuerstelle oder Gaskocher aufgefunden werden, allerdings ist da-

von auszugehen, dass weiterhin auf offener Flamme gekocht wird, da zubereitete Speisen, 

welche offensichtlich erhitzt wurden, vorgefunden wurden. 

 

In den Zelten konnten weiterhin keine Feuerlöscher festgestellt werden, da die anwesenden 

Personen nicht bereit waren, diese zu öffnen. 

 

In der Folge wurden offen gelagerte Lebensmittel und Lebensmittelabfälle sichergestellt und 

entsorgt. Es wurde erneut auf das Betretungsverbot für die Strukturen sowie das Vermum-

mungsverbot hingewiesen, weiterhin auf Lebensmittel und Abfalllagerung sowie auf noch 

vereinzelt bestehende Nägel in „Baumaterial“. 

 

Am 15.07.2026 wurden folgende Verstöße festgestellt: 

 

Am Wegesrand der Siebenten Stein Schneise konnte eine Art „Schranke“ festgestellt wer-

den in Form eines in Richtung eines Waldweges ragenden Astes, deren Zweck vermutlich 

darin besteht, den Waldweg bei Bedarf durch Herunterlassen sperren zu können. An der 

Kreuzung Siebente Stein Schneise/Luderschneise in der Waldabteilung 34 wurde ein neuer 

Unterstand errichtet.  

 

Im Bereich des „Basecamps“/der Hauptstruktur wurden 2-3 Personen auf der Struktur fest-

gestellt. Auf Ansprache erfolgte keine Reaktion. Die Personen vermummten sich umgehend 

und verließen die Hauptstruktur bis zum Ende der Begehung nicht mehr.  

 

Bei einer weiteren Struktur, welche sich nordöstlich von der Hauptstruktur befindet, konnte 

festgestellt werden, dass diese nicht unerheblich weitergebaut wurde, sodass sich dort mitt-

lerweile eine weitere Plattform in der Höhe von ca. drei Metern befindet. Im Rahmen der 

Begehung wurden die Einsatzkräfte durch vermummte Versammlungsteilnehmende, welche 

sich auf zwei hohen Strukturen (Regenbogenfahnen-Baumhaus und Baumhaus „Nemik“) 

befanden, „angepöbelt“ und zum Verlassen des Waldes aufgefordert. Die Personen zeigten 

sich nur sehr selten und waren zudem vermummt. In Summe kann von bis zu acht Perso-

nen im Bereich der Besetzung ausgegangen werden. Alle Personen auf den Strukturen ver-

stießen dauerhaft gegen das Vermummungsverbot sowie das Betretungsverbot von Bauten.  

 

Eine Versammlungsleitung war vor Ort nicht ersichtlich und wurde der Versammlungsbe-

hörde gegenüber auch auf Nachfrage nicht benannt. Vielmehr reagierten die Versamm-

lungsteilnehmenden sehr abwehrend oder gar nicht auf Kontaktaufnahmen. 

 

Es wurde ein Schild aufgefunden mit der Aufschrift: „PRIVAT“ und „Wer dieses Gelände un-

befugt betritt, begeht Hausfriedensbruch. TOM etc. ihr seid nicht befugt! Verpisst euch.“ Mit 

„TOM“ ist der Zielgruppenkontaktbeamte der Polizei gemeint. 

 

Verstöße u.a. gegen das Feuermachen im Wald, sowie die Lagerung von Lebensmitteln und 

Abfällen konnten im Bereich der Besetzung erneut festgestellt werden. In unmittelbarer 

Nähe zur Hauptstruktur konnte zum wiederholten Male eine Gaskartusche für einen Cam-



Seite 9 von 18 

 

 

 

 

 

 

pingkocher vorgefunden werden. Dass die Kartusche benutzt wurde, war anhand des Einsti-

ches ersichtlich. In der „Küche“ der Hauptstruktur wurden erneut offen gelagerte Lebens-

mittel festgestellt, sowie Alu-Grillschalen. Besorgniserregend war der Fund von offenen Tief-

kühlpommes, da diese in Fett frittiert werden müssen, sofern Sie verzehrt werden. Der Ver-

dacht liegt nahe, dass mittels der benutzten Gaskartusche in Verbindung mit einem Cam-

pingkocher Fett erhitzt wurde, damit die Pommes entsprechend frittiert werden konnten. 

Unterhalb des Baumhauses mit der Regenbogenflagge konnte ein zerschnittener Fahrrad-

korb mit Rußanhaftungen festgestellt werden, welcher offenbar zum „Grillen“ und „Kochen“ 

auf offenem Feuer genutzt wurde.  

 

Einzelne Feuerlöscher waren vorhanden. In den Zelten konnten weiterhin keine Feuerlö-

scher festgestellt werden, da die anwesenden Personen nicht bereit waren diese zu öffnen. 

 

Im Bereich der Siebenten Stein Schneise in der Waldabteilung 43 konnten Baumaterialien 

mit herausstehenden Nägeln festgestellt werden. Auch im Bereich der Hauptstruktur wur-

den nicht ordnungsgemäß gelagerte Baumaterialien mit offenstehenden Nägeln festgestellt. 

Die in der Beschränkungsüberprüfung am 08.07.2026 festgestellte Toilettensituation wurde 

erneut aufgefunden. Da die Grube mit wesentlich mehr Fäkalien befüllt war, ist davon aus-

zugehen, dass diese weiterhin genutzt wird. 

 

Gaskartusche, Grillrost und Alu-Grillschalen wurden sichergestellt und teilweise direkt ver-

wertet. Offen gelagerte Lebensmittel wurden sichergestellt und entsorgt. Vernagelte Bau-

materialien wurden sichergestellt und direkt verwertet. 

 

Es wurde erneut auf das Betretungsverbot für die Strukturen sowie das Vermummungsver-

bot, das Verbot von Feuer jeglicher Art im Wald, die geschlossene Lagerung von Lebensmit-

tel und Abfall sowie auf die Gefahr herausstehender Nägel in „Baumaterial“ hingewiesen. 

 

Am 25.07.2026 wurden folgende Verstöße festgestellt: 

 

Die Besetzung erstreckt sich nun über nahezu den gesamten Bereich der Waldabteilung 34, 

eine Stelle der Waldabteilung 35 und eine Stelle in der Waldabteilung 43. Die baulich errich-

teten Strukturen wurden trotz fehlender Standfestigkeitsnachweise und Planentwürfen er-

weitert und ausgebaut. Insgesamt konnten 12 „belebte“ Bereiche festgestellt werden. Dabei 

handelt es sich unter anderem um sechs Baumhäuser bzw. Plattformen, sowie Bereiche, 

welche offenbar als „Raucherzelt“ genutzt werden oder Tarps mit Hängematten o.ä. Auch 

sind drei Unterstände errichtet worden, welche zum Aufenthalt (zwei an der Siebenten Stein 

Schneise) sowie als „Werkzeugschuppen“ genutzt werden. Keine der baulich errichteten 

Strukturen wurde bisher bei der Versammlungsbehörde unter Vorlage von Planentwürfen 

oder eines Standfestigkeitsnachweises angezeigt. Auf der Hauptstruktur/„Küchen-“ und Auf-

enthaltsbereich konnten vier Versammlungsteilnehmende festgestellt werden, welche diese 

bekletterten bzw. sich auf der Struktur aufhielten. Alle vier Versammlungsteilnehmenden 

vermummten sich umgehend beim Eintreffen der Einsatzkräfte. Eine Person, welche auf ei-

ner Couch in Bodennähe lag, verbarg ihr Gesicht nahezu durchgehend, in dem sie sich den 

Schlafsack darüber zog. 

 

Die Fragen nach der Versammlungsleitung der Besetzung oder ob sich jemand verantwort-

lich fühle, blieben trotz mehrmaliger Nachfrage unbeantwortet.  

 

Im Bereich der Hauptstruktur, aber auch an dem Unterstand unterhalb des Baumhauses mit 

der Regenbogenflagge konnten „Aschenbecher“ mit abgebrannten Zigaretten und „Joints“ 
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festgestellt werden. Zusätzlich konnte eine baulich errichtete Feuerstelle vorgefunden wer-

den, welche unterhalb des „Regenbogenbaumhauses“ errichtet wurde. Die Steine der Feu-

erstelle waren noch warm, sodass davon ausgegangen werden muss, dass diese bereits in 

Benutzung war. Hierauf kann auch auf Grund eines Gitters mit Rußanhaftungen, welches an 

einem Baum im Nahbereich lehnte, geschlossen werden. Bei dem Gitter handelte es sich 

um ein Stück Zaun, welches beim Betriebsgelände der Firma Sehring entwendet wurde. 

Auch konnten Feuerzeuge und Rauchwaren (u.a. 9,24 g Cannabis) in dem Bereich festge-

stellt werden. Nebst den mit Ruß angehafteten Kochutensilien konnten im Bereich der 

Hauptstruktur zum wiederholten Male unverpackte und offen gelagerte Lebensmittel und 

Lebensmittelabfälle festgestellt werden. Auch an anderen kleineren Strukturen konnten of-

fen gelagerte Lebensmittel sowie Kerzen vorgefunden werden.  

 

Im Bereich des Protestcamps konnten vereinzelt Feuerlöscher aufgefunden werden, welche 

allerdings „abgelaufen“ oder nicht geprüft waren. Eine Überprüfung der Feuerlöscher in ge-

schlossenen Zelten war nicht möglich, da keine Kooperation durch die Versammlungsteil-

nehmenden erfolgte.  

 

Es konnte festgestellt werden, dass zum wiederholten Male Bäume gefällt wurden, welche 

von der Rinde befreit wurden und für den „Verbau“ vorbereitet wurden. Es konnten frische 

Schnittflächen und bisher nicht aufgefallene „frische“ Baumstümpfe festgestellt werden. 

  

In einem Bereich in der Waldabteilung 34 entlang der Diagonalen am Betriebsgelände der 

Firma Sehring wurde außerdem eine Verseilung festgestellt, welche weder Teil einer Struk-

tur noch einer Meinungskundgabe war. 

 

In der Hauptstruktur wurde eine Müllsammelstelle errichtet. Ob und wie der Müll entsorgt 

wird, ist nicht bekannt. 

 

In der Waldabteilung 35 wurde, nachdem die Versammlungsteilnehmenden in der Vergan-

genheit bereits zur Beseitigung der vorherigen „Toilette“ aufgefordert worden waren, eine 

neu errichtete „Toilette“ vorgefunden. Im Vergleich zum 15.07.2026 hatte sich die Toilette 

dahingehend verändert, dass sie offensichtlich genutzt wurde und eine Plane darüber ge-

spannt war. Der Weg dorthin ist ausgeschildert und an der „Toilette“ liegt ein Schild mit der 

Aufschrift „BITTE SAND AUF DIE KAKE WERFEN, WEGEN DEN FLIEGEN“, welches bereits an 

der „alten“ Toilette festgestellt werden konnte. Auch in der Waldabteilung 34 konnte festge-

stellt werden, dass die Versammlungsteilnehmenden ihre Notdurft einfach im Wald verrich-

ten.  

 

In mehreren Bereichen des Protestcamps konnten erneut Materialansammlungen (Holzbret-

ter o.ä.) festgestellt werden, welche durch das Herausstehen von Nägeln oder Schrauben 

eine Gefährdung dargestellt haben. Auch konnte eine große Ansammlung verrosteter Nägel 

auf dem Waldboden festgestellt werden.  

 

Eine weitere Feststellung ist, dass alkoholhaltige Getränke sowie Cannabis (9,24 g) vor Ort 

aufgefunden werden konnten. Es muss davon ausgegangen werden, dass Versammlungs-

teilnehmende im berauschten Zustand ein Lagerfeuer unterhalten und die baulich errichte-

ten Strukturen beklettern.  
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Die Feuerstelle wurde durch die Einsatzkräfte abgebaut und Rauchwaren sowie Kochge-

schirr mit Rußanhaftungen sichergestellt. Die offen gelagerten Lebensmittel wurden eben-

falls aus dem Bereich des Protestcamps entfernt und der Entsorgung zugeführt. Gleiches 

gilt für die Baumaterialien mit herausstehenden Nägeln.  

 

Beschilderung und Zaunelemente, welche seitens der Firma Sehring als gestohlen gemeldet 

wurden, wurden sichergestellt. 

 

Es wurde versucht, die Versammlungsteilnehmenden nochmals für die Einhaltung der Be-

schränkungen zu sensibilisieren, dies war aufgrund dauerhafter Zwischenrufe nicht zielfüh-

rend möglich und wurde entsprechend abgebrochen. 

 

Am 29.07.2026 wurden folgende Verstöße festgestellt: 

 

Die baulich errichteten Strukturen wurden erweitert und ausgebaut im Vergleich zur letzten 

Begehung am 25.07.2026. Eine Struktur wurde im Bereich der Hauptstruktur freischwin-

gend zwischen zwei Bäumen neu errichtet. Es ist ersichtlich, dass bereits bestehende Struk-

turen ausgebaut sowie neue errichtet wurden. Zwei der nicht angezeigten und nachträglich 

veränderten oder neu errichteten Strukturen zeigten offensichtlich erhebliche Mängel in Be-

zug auf die Standfestigkeit auf, sodass diese im Rahmen der Maßnahmen durch das Höhen-

interventionsteam abgebaut wurden. Die am 29.07.2026 erstmalig vorgefundene „neue“ 

Struktur, stellte eine mit einem Tarp überspannte Plattform da, welche freischwingend und 

nur mittels Seilen an zwei Bäumen verspannt, befestigt wurde. Die Struktur schaukelte sich 

stark auf, als eine Versammlungsteilnehmerin sich auf dieser bewegte. Bei der zweiten 

Struktur handelt es sich um eine Plattform, welche bereits länger bestand und nun massiv 

erweitert wurde. Es konnte festgestellt werden, dass die Plattform „knarrende“ Geräusche 

von sich gab und stark wackelte, wenn nur kleinste Bewegungen durch den sich darauf be-

findlichen Versammlungsteilnehmer erfolgten. Generell war ersichtlich, dass die überwie-

gende Last der Plattform lediglich durch zwei Verseilungen getragen wurde, da die Plattform 

nur einseitig an zwei Bäumen befestigt war. 

 

Alle baulichen und auch sonstigen Strukturen sind durch angelegte Wege verbunden. Insge-

samt konnten 13 „belebte“ Bereiche festgestellt werden. Dabei handelt es sich unter ande-

rem um sieben Baumhäuser bzw. Plattformen, sowie Bereiche, welche offenbar als „Kon-

sumzelt“ genutzt werden oder Tarps mit Hängematten o.ä. Auch sind drei Unterstände er-

richtet worden, welche zum Aufenthalt (zwei an der Siebenten Stein Schneise) sowie als 

„Werkzeugschuppen“ genutzt werden. Keine der baulich errichteten Strukturen wurde bis-

her bei der Versammlungsbehörde unter Vorlage von Planentwürfen oder eines Standfestig-

keitsnachweises angezeigt. Auf der Hauptstruktur/ „Küchen-“ und Aufenthaltsbereich konn-

ten vier Versammlungsteilnehmende festgestellt werden.  

 

Ein Hund lag auf einer Couch vor der Hauptstruktur. Die Leine hing lose über einen Nagel 

geworfen und der Hund hätte sich jederzeit und problemlos davon lösen können.  

 

Eine Versammlungsleitung wurde weiterhin nicht benannt. 

 

Vier Versammlungsteilnehmende im Bereich der Besetzung waren durch zweckentfremdete 

T-Shirts, Schlauchschals, Sturmhauben o.ä. über den gesamten Zeitraum der Begehung 

vermummt. Lediglich die vier Person, welche auf zu Beginn von der Hauptstruktur freiwillig 

heruntergekommen waren, vermummten sich nicht. 
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In der neu (seit 25.07.2026) errichteten Struktur im unmittelbaren Nahbereich der Haupt-

struktur konnte eine vermummte Person festgestellt werden. 

 

Die Versammlungsteilnehmenden wurden beim Eintreffen angesprochen und es wurde er-

fragt, ob es eine Person gebe, der der Hund gehört. Nach kurzer Zeit bekannte sich eine 

Person zu dem Hund und kam nach mehrmaliger Aufforderung aus der Hauptstruktur her-

abgeklettert, sodass der Hund gesichert werden konnte. Der Versammlungsteilnehmenden 

wurde seitens der Polizei eröffnet, dass sie u.a. durch das Beklettern der Hauptstruktur ei-

nen Verstoß gegen die Beschränkungsverfügung der Versammlungsbehörde begangen hat 

und entsprechend die Identität festgestellt werden muss. Den weiteren Versammlungsteil-

nehmenden in dem Bereich wurde dies ebenfalls eröffnet. Nach kurzer Zeit kamen die drei 

weiteren Personen, welche auf der Hauptstruktur waren, ebenfalls der Aufforderung nach 

und verließen diese und wiesen sich bei der Polizei aus. Lediglich die Versammlungsteilneh-

mende in dem neu errichteten Baumhaus kam der Aufforderung nicht nach. In Folge dessen 

wurde ihr eröffnet, dass Einsatzkräfte der Höhenintervention sie einer Kontrolle zuführen 

werden, sofern sie nicht selbstständig das Baumhaus verlässt. Dies führte dazu, dass die 

Versammlungsteilnehmende die Baumkrone des Baums bekletterte. Nachdem die Einsatz-

kraft der Höhenintervention sich zu der Versammlungsteilnehmenden in die Baumkrone 

vorgearbeitet hatte, stieg diese selbstständig bis zu ihrer Plattform ab und wurde von dort 

durch die Kräfte des Höheninterventionsteams zum Boden abgelassen. Eine Versammlungs-

leitung der Besetzung war während der Maßnahme nicht zugegen.   

 

Es konnte festgestellt werden, dass zum wiederholten Male Bäume gefällt wurden, welche 

von der Rinde befreit wurden und als Baumaterial vorbereitet wurden. Es konnten frische 

Schnittflächen und bisher nicht aufgefallene frische Baumstümpfe festgestellt werden. 

 

Im Bereich des Protestcamps konnten vereinzelt Feuerlöscher aufgefunden werden, welche 

allerdings „abgelaufen“ oder nicht geprüft waren. Eine Überprüfung der Feuerlöscher in ge-

schlossenen Zelten, in den Baumhäusern etc. war nicht möglich, da keine Kooperation 

durch die Versammlungsteilnehmenden erfolgte. 

 

Nachdem die Versammlungsteilnehmenden die Hauptstruktur verlassen hatten, konnten auf 

der Struktur Campingkocher, Gaskartuschen und mit Ruß behaftetes Kochgeschirr sicherge-

stellt werden. Im Bereich des „Konsumzeltes“ konnten erneut Rauchwaren festgestellt wer-

den. Unterhalb eines Baumhauses mit einer großen Regenbogenfahne wurde ebenfalls er-

neut festgestellt, dass die Feuerstelle offenbar benutzt wurde. Weiterhin konnte eine Schub-

karre, welche zum Grill umfunktioniert wurde, festgestellt werden.  

 

Auf den hohen und bereits bekannten Strukturen konnten ebenfalls Versammlungsteilneh-

mende festgestellt werden, welche zusätzlich vermummt auftraten.   

 

In der Hauptstruktur wurde eine Müllsammelstelle errichtet. Ob und wie der Müll entsorgt 

wird, ist nicht bekannt. Zudem konnten erneut offen gelagerte Essensreste gefunden wer-

den. Ein Eimer mit Lebensmittelabfällen wurde im Bereich der „Küche“ vorgefunden. 

 

In der Waldabteilung 35 besteht weiterhin eine nicht beschränkungskonforme Toilettensitu-

ation. Durch die Errichtung einer „Toilette“ in Form eines Plumpsklos, welches ein Loch im 

Waldboden darstellt, verstoßen die Versammlungsteilnehmenden fortlaufend gegen das Ge-

bot anfallendes Abwasser und Fäkalien aufzufangen und ordnungsgemäß zu entsorgen. Ein 

standfester, flüssigkeitsundurchlässiger Sammelbehälter wurde nicht errichtet. Zusätzlich 

konnten im Nahbereich einzelner Strukturen noch „wilde“ Fäkalienablagerungen festgestellt 
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werden. Während der Begehung der Besetzung kam es zudem mehrfach dazu, dass Ver-

sammlungsteilnehmende ihre Notdurft von den Baumhäusern oder Bäumen herab verrichte-

ten. Aus dem Baumhaus mit einer großen Regenbogenfahne wurde unter anderem Kot ab-

gesetzt, welcher nicht aufgefangen wurde und entsprechend im Bereich unter dem Baum-

haus auf dem Waldboden endete. Die Versammlungsteilnehmenden (schwingende Struktur 

und Regenbogenstruktur) urinierten zusätzlich während der Kontrolle vom Baum bzw. den 

Strukturen. 

  

In mehreren Bereichen des Protestcamps konnten erneut Materialansammlungen (Holzbret-

ter u.ä.) festgestellt werden, welche durch das Herausstehen von Nägeln oder Schrauben 

eine Gefährdung dargestellt haben.  

 

Eine weitere Feststellung ist, dass sowohl leere als auch volle Flaschen mit alkoholhaltigen 

Getränken vor Ort aufgefunden werden konnten. 

 

Rauchwaren, Campingkocher, Gaskartuschen und Kochgeschirr mit Rußanhaftungen wurden 

ebenso wie die umfunktionierte Schubkarre sichergestellt. Baumaterialien mit herausste-

henden Nägeln wurden aus dem Versammlungsbereich entfernt und ebenso wie die brand-

gefährdenden Mittel unmittelbar entsorgt.   

 

Zwei Baumhäuser, welche offensichtlich nicht standfest wirkten, wurden aus den Bäumen 

entfernt und vor Ort belassen. 

 

Am 12.08.2026 wurden folgende Verstöße festgestellt: 

 

Ausgehend von einer Hauptstruktur, welche auch den Aufenthalts- und Küchenbereich dar-

stellt, erstreckt sich die Besetzung über nahezu den gesamten Bereich der Waldabteilung 34 

sowie einzelne Bereiche der Waldabteilung 35 und eine Stelle in der Waldabteilung 43. Ne-

ben baulich errichteten Strukturen (Baumhäusern, Plattformen und Unterständen) konnten 

erneut Zelte, Tarps, Schaukeln, Toilettensituation und Planen festgestellt werden, welche 

offenkundig Teil der Besetzung sind. Durch ohne Erlaubnis der Stadt Langen als Waldeigen-

tümerin errichtete Wege sind alle baulichen und auch sonstigen Strukturen verbunden, so-

dass die Zusammengehörigkeit abgeleitet werden kann. Insgesamt konnten zehn „belebte“ 

Bereiche festgestellt werden. Dabei handelt es sich unter anderem um Baumhäuser bzw. 

Plattformen (teilweise in ca. 20 Metern Höhe), sowie Aufenthaltsbereiche oder Tarps mit 

Hängematten o.ä. Auch sind drei Unterstände errichtet worden, welche zum Aufenthalt 

(zwei an der Siebenten Stein Schneise) sowie als „Werkzeugschuppen“ genutzt werden. 

Keine der baulich errichteten Strukturen wurde bisher bei der Versammlungsbehörde unter 

Vorlage von Planentwürfen oder eines Standfestigkeitsnachweises angezeigt. Auf den bei-

den hohen Strukturen konnten drei vermummte Versammlungsteilnehmende festgestellt 

werden: Zwei auf einer Struktur mit einer großen Regenbogenfahne und eine auf der Struk-

tur mit dem Schild „Nemik“.  

 

Die Versammlungsteilnehmenden wurden angesprochen und über die Überprüfung der Ein-

haltung der verfügten Beschränkungen informiert. Eine Versammlungsleitung wurde seitens 

der Versammlungsteilnehmenden weiterhin nicht benannt und war auch nicht ersichtlich. 

 

Im Bereich des Protestcamps konnten vereinzelt Feuerlöscher aufgefunden werden, welche 

allerdings „abgelaufen“ oder nicht geprüft waren. Eine Überprüfung der Feuerlöscher in ge-

schlossenen Zelten war nicht möglich, da keine Kooperation durch die Versammlungsteil-

nehmenden erfolgte. Es muss davon ausgegangen werden, dass diese nicht in erforderlicher 



Seite 14 von 18 

 

 

 

 

 

 

Anzahl vorgehalten werden und überwiegend „abgelaufen“ sind. In mehreren Bereichen des 

Protestcamps konnten Holzansammlungen mit herausstehenden Nägeln festgestellt werden, 

welche unsachgemäß gelagert wurden. Auch konnte ein nicht sachgerecht gelagertes und 

zerbrochenes Fenster vorgefunden werden. Auf der Hauptstruktur konnten erneut Gasko-

cher festgestellt werden. Die beiliegende Gaskartusche wies bereits einen Einstich auf. Ein 

„Aschenbecher“ mit abgebrannten Zigaretten wurde neben der Couch an der Hauptstruktur 

aufgefunden.  

 

Weiterhin konnten im Bereich der Hauptstruktur erneut offen gelagerte Lebensmittel und 

Lebensmittelabfälle vorgefunden werden. 

 

In der Waldabteilung 35 wurde, nachdem die Versammlungsteilnehmenden in der Vergan-

genheit bereits zur Beseitigung der vorherigen „Toilette“ aufgefordert worden waren, eine 

neu errichtete „Toilette“ vorgefunden. Im Vergleich zum 29.07.2026 hatte sich die Toilette 

dahingehend verändert, dass sie zwischenzeitlich offensichtlich genutzt wurde und das Loch 

deutlich „voller“ war. Der Weg zum „Klo“ ist ausgeschildert und an der „Toilette“ liegt ein 

Schild mit der Aufschrift „BITTE SAND AUF DIE KAKE WERFEN, WEGEN DEN FLIEGEN“, wel-

ches bereits an der „alten“ Toilette festgestellt werden konnte. 

 

Rauchwaren, nicht ordnungsgemäß gelagerte Lebensmittel, Lebensmittelabfälle und Bau-

materialien wurden sichergestellt und verwertet. Auch wurden die Campingkocher sicherge-

stellt und der Verwertung zugeführt.  

 

II. Rechtliche Würdigung  

 

Zu Ziffer 1: 

 

Gemäß § 14 Abs. 2 Hessisches Versammlungsfreiheitsgesetz (HVersFG) kann die zustän-

dige Behörde eine Versammlung unter freiem Himmel verbieten oder die Versammlung 

nach deren Beginn auflösen, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Maßnahmen erkenn-

baren Umständen die öffentliche Sicherheit bei Durchführung der Versammlung unmittelbar 

gefährdet ist. Verbot oder Auflösung setzen voraus, dass Beschränkungen nicht ausreichen. 

 

Der Bürgermeister der Stadt Langen (Hessen) ist als örtliche Ordnungsbehörde für die 

Durchführung des Versammlungswesens zuständig gemäß § 85 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 Hessi-

sches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG), § 89 HSOG, § 1 S. 1 Nr. 

2 Verordnung zur Durchführung des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung und des Hessischen Freiwilligen-Polizeidienst-Gesetzes (HSOG-DVO). 

 

In II. Ziff. 1 der Änderungsverfügung vom 26.06.2026 wurde verfügt, dass vor der Errich-

tung von baulichen Anlagen (insbesondere Baumhäuser und Plattformen) ein konkreter Pla-

nentwurf nebst Standsicherheitsnachweis (§ 12 Abs. 1 Hessische Bauordnung – HBO) auf 

Kosten der Versammlungsteilnehmenden bei der Versammlungsbehörde einzureichen ist. 

 

Weiter heißt es in II. Ziff. 2 der Änderungsverfügung vom 26.06.2026, dass für bereits be-

stehende bauliche Anlagen (insbesondere Baumhäuser und Plattformen) innerhalb von vier 

Wochen nach Bekanntmachung dieser Allgemeinverfügung konkrete Planentwürfe nebst 

Standsicherheitsnachweisen (§ 12 Abs. 1 HBO) auf Kosten der Versammlungsteilnehmen-

den bei der Versammlungsbehörde einzureichen sind. Während dieser Zeit dürfen bauliche 

Anlagen nicht genutzt und betreten werden. 
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Trotz Ablaufs der bis zum 27.07.2026 gesetzten Frist wurden keine Planentwürfe nebst 

Standsicherheitsnachweisen (§ 12 Abs. 1 HBO) bei der Versammlungsbehörde eingereicht. 

Das Verwaltungsgericht Darmstadt hatte dies in seinem Beschluss vom 18.06.2026 (Az.: 2 

L 1972/26.DA) als milderes Mittel gegenüber dem zuvor verfügten Errichtungsverbot ange-

sehen. Es wird nicht nur das gleichzeitig verfügte Nutzungs- und Betretungsverbot fortlau-

fend missachtet, sondern es werden weiterhin Strukturen neu errichtet und ausgebaut. Da-

bei werden auch entgegen der Beschränkung Ziffer 4 der Allgemeinverfügung vom 

12.06.2026 Bäume gefällt und als Baumaterial verwendet. Es besteht somit eine unmittel-

bare Gefahr für Leben und Gesundheit der sich auf den errichteten in den Bäumen befindli-

chen Strukturen aufhaltenden Personen sowie Dritter. Auf Grund fehlender statischer und 

konstruktiver Sicherheit eines im Wald errichten Baumhauses ohne bautechnische Prüfung 

birgt es Einsturzgefahren für Versammlungsteilnehmende und unbeteiligte Dritte, welche 

sich auf den in unmittelbarer Nähe befindlichen und öffentlich zugänglichen und naherho-

lungsrelevanten Waldwegen befinden könnten. Durch das illegale Fällen von Bäumen im 

Langener Stadtwald besteht ebenfalls Verletzungsgefahr für sich im Umkreis aufhaltende 

Personen. Da die Versammlungsteilnehmenden nicht bereit sind, den als milderes Mittel 

verfügten Beschränkungen Folge zu leisten, ist die Auflösung der Versammlung erforderlich. 

Erschwerend kommt hinzu, dass Versammlungsteilnehmende Alkohol und Cannabis konsu-

mieren, wodurch ihre Gefahrenwahrnehmung und Reaktionsfähigkeit eingeschränkt werden 

kann. 

Es sei angemerkt, dass die Versammlungsteilnehmenden sich mit dem Fällen von Bäumen 

zur Erweiterung ihres Protestcamps widersprüchlich zu ihrem angegebenen Grund der Ver-

sammlung – dem Schutz der Bäume – verhalten. 

 

Obwohl in Ziffer 6 der Beschränkungsverfügung vom 12.06.2026 ein Verbot von offenem 

Feuer im Wald sowie im Abstand von weniger als 100 Metern vom Waldrand sowie ein 

Rauchverbot verfügt wurde, halten sich die Versammlungsteilnehmenden nicht daran. Es 

werden trotz Ermahnungen fortlaufend Lagerfeuer entzündet, gegrillt sowie Gaskocher ver-

wendet und Tabakwaren sowie Cannabis konsumiert. Demgegenüber wird die Ziffer 14 der 

Beschränkungsverfügung vom 12.06.2026, wonach in jedem Zelt ein Feuerlöscher vorzu-

halten ist, weiterhin nicht eingehalten. So konnten lediglich drei Feuerlöscher im Bereich 

der Hauptstruktur festgestellt werden, welche zudem „abgelaufen“ waren. Abgelaufene Feu-

erlöscher gelten rechtlich und sicherheitstechnisch als nicht mehr betriebstauglich, d.h. die 

Funktionalität ist ggf. nicht mehr gewährleistet. In den Zelten konnten keine Feuerlöscher 

festgestellt werden, da die anwesenden Personen nicht bereit waren diese zu öffnen. 

 

Durch die fortgesetzten Verstöße gegen Ziffern 6 und 14 der Beschränkungsverfügung vom 

12.06.2026 besteht in Verbindung mit der ohnehin bestehenden Trockenheit eine extrem 

hohe Brandgefahr, die sich jederzeit realisieren kann und damit eine unmittelbare Gefahr 

für Leben und Gesundheit der Versammlungsteilnehmenden sowie Dritter, welche sich nicht 

durch mildere Mittel als die Auflösung der Versammlung beseitigen lässt. Zudem wurde am 

03.08.2026 durch das Umweltministerium des Landes Hessen die Waldbrandgefahrenstufe 

A (hohe Waldbrandgefahr) ausgerufen (https://landwirtschaft.hessen.de/wald/waldbrand-

gefahr).  

 

In Ziffer 9 der Beschränkungsverfügung vom 12.06.2026 ist das Einleiten von Abwasser in 

das Grundwasser, auch durch Versickerung, untersagt. Das anfallende Abwasser und die 

Fäkalien sind aufzufangen und ordnungsgemäß zu entsorgen. Dazu ist ein standfester, flüs-

sigkeitsundurchlässiger Sammelbehälter zu errichten. Dieser Verfügung sind die Versamm-

lungsteilnehmenden trotz mehrfacher Hinweise bis heute nicht nachgekommen. Das zuvor 

errichtete „Plumpsklo“ wurde lediglich verlegt. Eine Entsorgung der Fäkalien fand nicht 
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statt. Ein standfester, flüssigkeitsundurchlässiger Sammelbehälter für Abwasser und Fäka-

lien wurde weiterhin nicht errichtet; eine Bereitschaft hierzu ist auch nicht erkennbar. 

 

Damit besteht eine unmittelbare Gefahr für die Gesundheit der Versammlungsteilnehmen-

den sowie Dritter, da durch die unsachgemäße Entsorgung von Abwasser und Fäkalien Un-

geziefer und Schädlinge (z.B. Ratten) angelockt werden, wodurch Krankheiten übertragen 

werden können. Durch die unsachgemäße Entsorgung von Abwasser sowie die Nutzung ei-

ner zum Boden nicht abgeschlossenen Toilette entsteht zudem die Gefahr der Verunreini-

gung des Grundwassers mit Krankheitserregern. Eine Auflösung der Versammlung ist erfor-

derlich, da Ziffer 9 der Beschränkungsverfügung vom 12.06.2026 als milderes Mittel nicht 

nachgekommen wurde. 

 

Gemäß Ziffer 7 der Beschränkungsverfügung vom 12.06.2026 sind Speisen und Abfälle in 

abgeschlossenen Behältern zu lagern und durch Überlassung an den kommunalen Entsor-

gungsträger ordnungsgemäß zu entsorgen. Wildtiere, insbesondere Wildschweine, dürfen 

nicht gefüttert werden (Ziffer 8). Dem kommen die Versammlungsteilnehmenden weiterhin 

nicht vollständig nach. Durch die unsachgemäße Lagerung oder Entsorgung in der Natur be-

stehen erhebliche Gefahren für Mensch, Tier und Umwelt. Insbesondere können Speisereste 

Wildtiere anlocken und deren natürliches Verhalten nachhaltig beeinflussen. Darüber hinaus 

werden Schädlinge wie Ratten angezogen, wodurch ein erhöhtes Risiko der Übertragung 

von Krankheiten auf Menschen entsteht. 

 

Die Pflicht zur ordnungsgemäßen Abfallentsorgung stellt keine unzulässige Einschränkung 

der Versammlungsfreiheit dar, sondern dient unter anderem dem Schutz der dort lebenden 

Tierwelt. Von besonderer Bedeutung ist hier zudem die Verhinderung einer weiteren Aus-

breitung der Afrikanischen Schweinepest (ASP). Hierbei handelt es sich um eine für Haus- 

und Wildschweine häufig tödlich verlaufende Viruserkrankung. Eine Übertragung kann unter 

anderem über kontaminierte Speiseabfälle oder Schweinefleischerzeugnisse sowie mittelbar 

über Kleidung, Fahrzeuge oder Ausrüstungsgegenstände erfolgen. 

 

Die ASP tritt derzeit in Hessen auf und hat sich seit dem ersten bestätigten Fall im Juni 

2024 im Kreis Groß-Gerau auf weitere Landkreise und kreisfreie Städte ausgebreitet. Die 

Stadt Langen, einschließlich des Bereichs der Waldbesetzung, befindet sich vollständig in-

nerhalb der Sperrzone II, in der das ASP-Virus bei Wildschweinen bereits nachgewiesen 

wurde. Unmittelbar westlich der Bundesautobahn 5 beginnt zudem das Kerngebiet, in dem 

der überwiegende Teil der bisherigen ASP-Fälle festgestellt wurde und mit weiteren Infekti-

onen zu rechnen ist. Der Landkreis Offenbach hat hierzu mehrere Allgemeinverfügungen er-

lassen (siehe unter https://www.kreis-offenbach.de/afrikanische-schweinepest), die beson-

dere Schutz- und Verhaltenspflichten vorsehen. 

 

Vor diesem Hintergrund begründet die unterlassene ordnungsgemäße Sammlung und Ent-

sorgung der angefallenen Abfälle einen Verstoß gegen die bestehenden Schutzpflichten. 

Durch das Verhalten wird das Risiko einer Anlockung von Wildtieren und Schädlingen sowie 

einer weiteren Ausbreitung der ASP erhöht. Zugleich besteht die Gefahr, dass das vorläufige 

Kerngebiet der ASP auf die Stadt Langen oder Teile des Stadtgebiets ausgeweitet werden 

müsste. Das Verhalten ist daher geeignet, die Bekämpfungsmaßnahmen zur Eindämmung 

der ASP zu beeinträchtigen. Die Auflösung der Versammlung ist daher zum Schutz unmittel-

barer Gefahren für die Gesundheit von Menschen und Tieren erforderlich. 
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In Ziffer 3 der Allgemeinverfügung vom 12.06.2026 wurde verfügt, dass der öffentliche Zu-

tritt zum Wald nicht unmöglich gemacht oder erschwert werden darf. Es dürfen keine Blo-

ckaden oder Hindernisse auf Waldwegen errichtet werden. Bereits vorhandene Hindernisse 

sind zu beseitigen. Die errichteten Blockaden und Hindernisse mussten allesamt durch die 

Versammlungsbehörde bzw. ihre Beauftragten entfernt werden. Die Versammlungsteilneh-

menden zeigten hierfür keinerlei Bereitschaft, im Gegenteil. Auch das aufgefundene Schild 

mit der Aufschrift: „PRIVAT“ und „Wer dieses Gelände unbefugt betritt, begeht Hausfrie-

densbruch. TOM etc. ihr seid nicht befugt! Verpisst euch“ zeigt, dass entgegen dieser Be-

schränkung befriedetes Besitztum im öffentlich zugänglichen Wald geschaffen werden soll 

und dieser der Allgemeinheit entzogen wird. 

 

Insbesondere der Angriff auf einen Mitarbeiter der Versammlungsbehörde am 03.07.2026 

durch eine sich auf den Baumstrukturen befindliche Person durch Bespritzen mit Urin aus 

einer großen Wasserspritzpistole zeigt den unfriedlichen Charakter der Waldbesetzung.  

Dieser zeigt sich auch darin, dass trotz des Feuerverbots und hoher Waldbrandgefahr Pyro-

technik (Bengalos und eine Feuerwerksbatterie) gehortet wurden. Bengalische Fackeln 

(Bengalos) erzeugen extrem heißen Funkenflug, der massiver Brand- und Verletzungsge-

fahren birgt. Dabei brennen diese Fackeln unter anderem mit Magnesium bei Temperaturen 

um die 2000 Grad Celsius ab. Auch die Entwendung von Schildern und Zaunelementen der 

Firma Sehring zeigt die Begehung von Straftaten durch Versammlungsteilnehmende (Dieb-

stahl). Gleiches gilt für die fortgesetzten Verstöße gegen das Vermummungsverbot durch 

eine erhebliche Anzahl von Versammlungsteilnehmenden ohne dass die Bereitschaft er-

kennbar ist, hieran etwas zu ändern. Durch das Fällen der Bäume und die Verwendung zum 

Bau von Baumhäusern wird zudem das Eigentum der Stadt Langen als Waldbesitzerin ge-

schädigt, da sie diese nicht mehr wirtschaftlich nutzen kann. 

 

Zu Ziffer 2: 

 

Gemäß § 14 Abs. 6 S. 2 HVersFG haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Verfü-

gungen einer nach Versammlungsbeginn unter Angabe des Grundes der Maßnahme be-

kanntgegebenen Beschränkung oder einer Auflösung keine aufschiebende Wirkung. Diese 

Voraussetzungen liegen für die Regelung in Ziffer 1 vor. 

 

Zu Ziffer 3: 

 

Gemäß § 14 Abs. 7 S. 2 HVersFG haben, sobald die Versammlung für aufgelöst erklärt ist, 

alle teilnehmenden Personen sich unverzüglich zu entfernen. Es ist verboten, anstelle der 

aufgelösten Versammlung eine Ersatzversammlung am gleichen Ort durchzuführen (§ 14 

Abs. 7 S. 3 HVersFG). Es handelt sich um eine unvertretbare Handlungspflicht, die nur von 

den Personen vor Ort persönlich erfüllt werden kann. Unmittelbarer Zwang kann von den 

Polizeibehörden sowie nach Maßgabe des § 63 von Vollzugsbediensteten, die nicht Polizei-

vollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamte sind, und sonstigen Personen, denen die 

Anwendung unmittelbaren Zwanges gestattet ist, angewendet werden, wenn andere 

Zwangsmittel nicht in Betracht kommen oder keinen Erfolg versprechen oder unzweckmäßig 

sind (§ 52 Abs. 1 S. 1 Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung - 

HSOG).  

 

Die Androhung eines Zwangsgeldes erscheint nicht erfolgversprechend, da es sich um einen 

wechselnden Personenkreis handelt, wodurch die „Waldbesetzer“ nicht namentlich bekannt 

sind. Es müsste zuerst eine Identitätsfeststellung erfolgen; bereits hier ist mit Widerstand 

zu rechnen. Darüber hinaus ist zu erwarten, dass sich ein nicht unerheblicher Teil der 
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„Waldbesetzer“ durch die Androhung von Zwangsgeldern nicht beeindrucken lässt. Auch 

kann aufgrund der Eilbedürftigkeit der Räumung zur Gefahrenabwehr nicht die Festsetzung 

von Zwangsgeldern abgewartet werden.  

 

Andere Zwangsmittel kommen daher nicht in Betracht, versprechen keinen Erfolg oder er-

scheinen unzweckmäßig. Der unmittelbare Zwang ist gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2, § 53 

HSOG anzudrohen. Die Androhung soll möglichst schriftlich erfolgen. Der betroffenen Per-

son ist in der Androhung zur Erfüllung der Verpflichtung eine angemessene Frist zu bestim-

men. Die gesetzte Frist erscheint angesichts der Eilbedürftigkeit der Räumung angemessen. 

Die Androhung soll mit dem ordnungsbehördlichen Verwaltungsakt verbunden werden, 

wenn ein Rechtsbehelf keine aufschiebende Wirkung hat (§ 53 Abs. 2 S. 2 HSOG). 

 

Zu Ziffer 4: 

 

Diese Allgemeinverfügung wird öffentlich bekannt gemacht, da eine Bekanntgabe an die Be-

teiligten aufgrund des wechselnden Personenkreises und der unbekannten Identität der 

„Waldbesetzer“ untunlich im Sinne des § 41 Abs. 3 S. 2 Hessisches Verwaltungsverfahrens-

gesetz (HVwVfG) ist. 

 

Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt gemäß § 41 Abs. 4 HVwVfG i.V.m. § 7 der Hauptsat-

zung der Stadt Langen (Hessen) vom 15.06.2026 (abrufbar unter: https://www.lan-

gen.de/datei/anzeigen/id/335958,1018/1_1_hauptsatzung_17.06.2026.pdf) dadurch, dass 

diese Allgemeinverfügung auf der Internetseite www.langen.de (unter „Bekanntmachun-

gen“) unter Angabe des Bereitstellungstages kostenfrei bereitgestellt wird. 

 

Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 3 HVwVfG gilt bei öffentlicher Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes 

dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntgabe als bekannt gegeben. Nach § 41 

Abs. 4 Satz 4 HVwVfG kann in einer Allgemeinverfügung ein hiervon abweichender Tag, je-

doch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von letzte-

rem wird vorliegend Gebrauch gemacht. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich, 

in qualifizierter elektronischer Form oder zur Niederschrift Widerspruch beim Bürgermeister 

als örtliche Ordnungsbehörde, Südliche Ringstr. 80, 63225 Langen (Hessen), eingelegt wer-

den. 

 

Langen, den 13.08.2026 

 

Der Bürgermeister als örtliche Ordnungsbehörde  

 

 

 

Prof. Dr. Jan Werner 

Bürgermeister 

 


